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Die Kunst der politischen Rede
Gold im Mund: Der
Verband der
Redenschreiber
sucht den besten
Wahlkampfredner
unter den
Spitzenpolitikern.

kann: „Es gibt Bücher, die alles
bis ins Detail vorschreiben, das
führt zu verkrampftem Auftre-
ten.“

Am 15. September, neun
Tage vor der Wahl, will der
VRdS seine Entscheidung be-
kannt geben. Eine Beeinflus-
sung sieht Martin darin nicht,
aber „indem wir sagen, wer
vernünftig redet, wollen wir
durchaus die Diskussion um
die Redekultur befeuern.“ Und
so auch einen Beitrag zur De-
mokratie leisten.

steht er„in Echtzeit zu jeder
Zeit unter Beobachtung“. Kein
Wunder, dass zunehmend
Ghostwriter helfen. Ein guter
Redenschreiber, weiß Martin,
nimmt sich total zurück, geht
auf die Diktion, auf den Rhyth-
mus des Vortragenden ein.
Und er coacht ihn. Was auch
die Körperhaltung einschließt,
etwa wo er seine Hände hält.
Ob die Merkel-Raute so ent-
standen ist, weiß Martin zwar
nicht, aber, dass Coaching
durchaus übertrieben werden

Angela Merkel ein? Die sei si-
cherlich kein Feuerwerk, aber
als Kanzlerin auch in einer an-
deren Rolle. Was aber nicht
ausschließe, dass sie trotz Zeit-
drucks auf andere Menschen
eingehe. Gespannt ist Martin
auch auf die Spitzenpolitiker
der kleinen Parteien, die sich
durchaus Hoffnungen auf eine
Regierungsbeteiligung ma-
chen. Kernfrage auch hier: Wie
versuchen die Politiker das Pu-
blikum zu überzeugen? Dabei
müssen sie – im Unterschied zu
anderen Rednern – auch Wi-
derstrebendes vereinen: Hal-
tung zeigen und Konsens er-
zielen, zuspitzen und eine grö-
ßere Zielgruppe erreichen –
weil sie ja gewählt werden wol-
len.

Früher waren die Politiker
keine besseren Redner
Dass Politiker früherer Genera-
tionen wie Wehner oder
Strauß bessere Redner waren,
findet Anja Martin nicht. Im
Gegenteil seien Politiker heute
durchweg geschulter, „weil
überall (digitale) Medien sind“.
Früher verschwand der Politi-
ker nach seiner Rede aus der
Öffentlichkeit wieder, heute

oder wird zur Propaganda,
wenn er Ängste bedient.
Grundsätzlich nicht bewertet
wird dagegen der Inhalt. Aber,
so die Bonnerin weiter, zum
Stil gehöre durchaus auch der
Umgang mit Fakten, die Auf-
richtigkeit. Die Gutachten der
Profis werden anschließend
verglichen, ausgewertet, der
Sieger ermittelt. Koordiniert
wird die Aktion durch Antje
Hermenau, die selbst im Bun-
destag saß, und Rhetorikcoach
Hans-Georg Roth, der schon
für Franz-Josef Strauß schrieb.

Bereits zum dritten Mal
sucht der VRdS den besten
Wahlkampfredner. Erster Sie-
ger war 2009 Guido Westerwel-
le, vor vier Jahren folgte Gre-
gor Gysi, „ein Paradebeispiel
eines guten Redners, der kom-
plexe Sachverhalte gut erklärt,
auf sein Publikum eingeht und
den roten Faden nicht ver-
liert.“ Auch Martin Schulz
wurde bereits ausgezeichnet,
2014, im Europawahlkampf.
Martin: „Doch jetzt ist er Kanz-
lerkandidat, muss zugewandt
sein, muss begeistern. Ich bin
gespannt, wie er die Rolle an-
nimmt.“ Und was fällt ihr zu

Von Monika Werner-Staude

Bonn. Reden ist Silber, Schwei-
gen ist Gold. Im Bundestags-
wahlkampf gilt dieser Spruch
nicht. Hier kann eine gute Rede
Gold wert sein, heißt: Stimmen
bringen. Immerhin sollen laut
Umfragen viele Wähler noch
unentschieden sein (laut Insti-
tut für Demoskopie Allensbach
46 Prozent). Was eine gute
Rede ausmacht, weiß der Ver-
band der Redenschreiber deut-
scher Sprache (VRdS). In die-
sen Tagen sucht er den besten
Redner unter Deutschlands
Spitzenpolitikern.

Der Straßenwahlkampf hat
begonnen, „das ist Reden in
Realtime“, schwärmt Anja
Martin. Die Autorin, Reden-
schreiberin und Sprecherin
des VRdS, gehört zu dem elf-
köpfigen Team, das derzeit eh-
renamtlich Schulz, Merkel und
Co. auf den Zahn fühlt. Um die
Neutralität zu wahren, wird
ein Redner von zwei Analysten
unabhängig voneinander be-
urteilt. „Die Politiker müssen
ins kalte Wasser springen,
spontan reagieren auf Fragen
wie Störer.“

Eine Herausforderung auch für
die Juroren, die nicht nachle-
sen können, sondern die direk-
te Wirkung beurteilen müssen.
„Das ist im Grunde die klassi-
sche Rede im Forum Romanum
oder wie eine Speakers Corner
in Deutschland“, beschreibt
Anja Martin.

Der Inhalt einer politischen
Rede wird nicht bewertet
Bewertet wird nach neun Kri-
terien, für die Punkte vergeben
werden: Aufbau, Sprache, Stil,
Argumentation, Vortrag,
Selbstdarstellung, Inszenie-
rung, Wirkung, Gesamtein-
druck. „Es geht um Empathie,
Offenheit, ob die Sprache Bil-
der im Kopf entstehen lässt, die
zum Handeln drängen“, er-
klärt die 55-Jährige. Umge-
kehrt tötet ein langweiliger,
lustloser Vortrag eine Rede

Eine gute Rede kann erklären, ermahnen oder im besten Fall Identität stiften. Das Forum Romanum war das Herzstück Roms, mit Reden wurde dort Politik
gemacht. Joschka Fischer, Joachim Gauck oder Gregor Gysi (v. oben nach unten) zählen heute zu den guten Rednern im Politgeschäft.Fotos: imago/dpa/Sieber

Anja Martin gehört zu dem elfköpfi-
gen Team, das die Politikerreden
bewertet. Fotorechte: Anja Martin

VRDS

FACHVERBAND Der Verband der
Redenschreiber deutscher Spra-
che wurde im Jahr 1998 in Bonn
durch den Juristen und Reden-
schreiber Thilo von Trotha
gegründet. Er hat heute etwa 480
Mitglieder. Sein zentrales Ziel ist
die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen der Redenschreiber
und Ghostwriter. Außerdem setzt
er sich für die Rede- und Debat-
tenkultur ein. Der VRdS ist als Lob-
byverband beim Deutschen Bun-
destag registriert.
Evrds.de

könne man angesichts der gro-
ßen Herausforderungen gar
nicht genug loben.

Umso so schlimmer sei es,
wenn die USA unter Präsident
Trump ihre Rüstungsausgaben
zulasten der Entwicklungshilfe
aufstocken wollten. Gabriel:
„Wir sollen nach Trumps Vor-
stellungen 70 Milliarden Euro
für Verteidigung ausgeben.
Der ganze Bundeshaushalt hat
nur 300 Milliarden Euro.“

Auf seine persönliche Zu-
kunft angesprochen (im Falle
eines Wahlsiegs von Martin
Schulz – für den er weiter
kämpft – könnte er keinesfalls
Außenminister bleiben), sagte
Gabriel: „Mit 57 Jahren und
drei Töchtern zuhause stellt
man sich andere Fragen als
nach dem 25. September.“ Was
immer man als Politiker tue,
dürfe man nicht im Denken da-
ran tun, was es für ein späteres
Ziel einmal nützen könne,
sonst tue man heute nicht
mehr das, was helfe.

Gabriel: Afrika-Hilfe statt Waffen
Außenminister will 1,5 Euro Hilfsgelder für jeden Rüstungs-Euro.
Von Ulli Tückmantel

Tönisvorst. Bundesaußenminis-
ter Sigmar Gabriel (SPD) hat
seine Ablehnung bekräftigt,
künftig zwei Prozent des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts
gemäß einer Nato-Vereinba-
rung auszugeben, der „der Ko-
alitionspartner zu meinem
Entsetzen zugestimmt hat.“

Den verhängnisvollen
Trend der steigenden Rüs-
tungsausgaben müssen man
umkehren: „Mir wäre lieber,
wir würden für einen Euro
Rüstungsausgaben 1,5 Euro für
nachhaltige Entwicklung und
Prävention ausgeben“, so Ga-
briel. Auch Bundeswehrsol-
daten im Auslandseinsatz
bestätigten ihm, dass sie
eine derartige Steigerung
der Rüstungsausgaben nicht
für sinnvoll hielten.

Der Außenminister
sprach am Freitag bei ei-
nem Wahlkampf-Be-
such des Medika-
menten-
Hilfswerks
„action
medeor“

im niederrheinischen Tönis-
vorst. Nach Ansicht Gabriels,
der kürzlich Somalia und den
Süd-Sudan besucht hat, steht
die Welt „vor einem afrikani-
schen Jahrhundert“. Der Kon-
tinent werde seine Einwohner-
zahl binnen eines Jahrzehnts
verdoppeln. In vielen Ländern
sei die Lage heute schlimmer
denn je.

Der Außenminister schil-
derte, wie in afrikanischen
Ländern, die besonders hart
von den Flüchtlingsbewegun-
gen innerhalb des Kontinents
betroffen seien, allein die

Schulversorgung
von Kindern

schlicht an ei-
nem Mangel
an Gebäuden
scheitere.
Die Arbeit
von Hilfswer-
ken wie der

Tönisvorster
„action mede-

or“

Bundesaußenminister Gabriel (SPD):
„Welt steht vor afrikanischem Jahr-
hundert.“ Foto: Friedhelm Reimann

Union will schärfere
Sicherheitsgesetze
„Berliner Erklärung“ von Ministern aus Bund
und Ländern. Kritik von SPD und Grünen.
Berlin. Die Union will in der
nächsten Legislaturperiode die
Polizei verstärken und Gesetze
verschärfen, um Kriminalität,
Terrorismus und Extremismus
effektiver zu bekämpfen. „Wir
stehen für einen starken Staat,
der die Verantwortung für die
Sicherheit und den Schutz sei-
ner Bürger ernst nimmt“,
heißt es in gestern veröffent-
lichten „Berliner Erklärung“.
Bundesinnenminister Thomas
de Maizière (CDU) stellte sie
gemeinsam mit den der Union
angehörenden Innen- und Jus-
tizministern der Länder vor.

Eine optimale Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern,
besonders von Polizei, Nach-
richtendiensten und Justiz sei
entscheidend für die Sicher-
heit in Deutschland, heißt es in
der Erklärung. Polizei und Si-
cherheitsbehörden müssten
personell gestärkt und mit mo-
dernster Ausstattung versehen
werden. Das Strafrecht müsse

an das Internet-Zeitalter ange-
passt, der Straftatbestand des
Landfriedensbruchs verschärft
und die Strafprozessordnung
reformiert werden.

Bundesjustizminister Heiko
Maas (SPD) wies die Vorschlä-
ge der Union zurück. „Wichti-
ger als andauernd neue Geset-
ze zu fordern, ist der konse-
quente Vollzug der vorhande-
nen Regeln“, sagte Maas. Auch
die Gewerkschaft der Polizei
(GdP) betonte, in Deutschland
gebe es „kein Gesetzesdefizit,
sondern ein Vollzugsdefizit“.

Für die Grünen kritisierte
die Vorsitzende des Rechtsaus-
schusses, Renate Künast: „Die
Vorschläge bringen gar nichts.
Sie sind lediglich verbales
Wahlkampfgeklingel.“ Grüne
Justizminister und -senatoren
betonten in einer gemeinsa-
men Erklärung, die Forderun-
gen der Union seien „geprägt
von dem Leitbild eines autori-
tären Überwachungsstaates“.


